Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3491 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1051), zuletzt geändert durch das Vierte Gesetz 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes vom 25. Juli 
1967 (Bundesgesetzbl. I S, 797), wird wie folgt ge- 
ändert: 

§ 9 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 wird das Wort „ununterbrochen" 
gestrichen. 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Entlassungsgeld beträgt nach 

sechsmonatigem Grundwehrdienst 

100 Deutsche Mark, 

zwölfmonatigem Grundwehrdienst 

200 Deutsche Mark, 

fünfzehnmonatigem Grundwehrdienst 

500 Deutsche Mark, 

achtzehnmonatigem Grundwehrdienst 

700 Deutsche Mark." 


3. Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Haben Familienangehörige des Soldaten 
allgemeine Leistungen nach § 5 des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes erhalten, so beträgt das Ent- 
lassungsgeld nach 

sechsmonatigem Grundwehrdienst 

170 Deutsche Mark, 

zwölfmonatigem Grundwehrdienst 

340 Deutsche Mark, 

fünfzehnmonatigem Grundwehrdienst 

700 Deutsche Mark, 

achtzehnmonatigem Grundwehrdienst 

1000 Deutsche Mark." 

4. In Absatz 4 werden im ersten Satz jeweils hin- 
ter dem Wort „zwölf" ein Komma und das Wort 
„fünfzehn" eingefügt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 13. November 1968 


Dr. Barzel und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
Dorn und Fraktion 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung 


1. Soldaten werden wiederholt auf Grund des Er- 
gebnisses der Einstellungsuntersuchung wieder ent- 
lassen und nach voller Wiederherstellung ihrer 
Gesundheit zur Ableistung des restlichen Grund- 
wehrdienstes erneut einberufen. Bei ihrer zweiten 
Entlassung nach einem Grundwehrdienst von ins- 
gesamt 18 Monaten können sie nach dem derzeiti- 
gen Wortlaut des Gesetzes den vollen Satz des 
Entlassungsgeldes nicht erhalten, weil sie nicht 
ununterbrochen achtzehnmonatigen Grundwehr- 
dienst geleistet haben. Das wird von den Betroffe- 
nen zu Recht als unbillig empfunden. 

2. Mit Rücksicht darauf, daß nicht alle tauglichen 
Wehrpflichtigen zur Ableistung des Grundwehr- 


dienstes einberufen werden, erscheint es geboten, 
den jungen Männern, die ihrer Wehrpflicht genügen 
und dadurch fühlbare Einbußen an Einkommen oder 
beruflicher Weiterbildung erleiden, einen — wenn 
auch nur geringen — finanziellen Ausgleich zu bie- 
ten. Deshalb sollen die bisherigen Sätze des Ent- 
lassungsgeldes verdoppelt werden. 

3. Um auch Soldaten, die bereits nach 15 Monaten 
entlassen werden, ein angemessenes Entlassungs- 
geld gewähren zu können, soll auch für diese ein 
Betrag ausgeworfen werden. Bisher können sie nur 
den bei Entlassung nach 12 Monaten vorgesehenen 
Satz erhalten. 



